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I.
Das Grund.gesetz (GG) spielt für die
politischen Auseinandersetzungen in
der Bundesrepublik eine richti-ge
RoI1e. In zunehnend€rn Maße rird es
zur Legilinierung oder Diskreditie-
rung politischer Positionen und Ziel-
setzungen verrandt. Die Partej.en der
sozial-liberalen Koalition sprechen
von der' rrVerwirklichun.g des §ozial-
staatesrr und wersuchen, ihre Politik
als Erfiillun,q von durch die Verfassung
.qesetzten Aufträ.gen darzustellen. Auch
die DKP be.miiht sich, ihre ei-nzelnen
politischen Forderungen als Reali-
sierun.g von Verfassu[gaaufträgen zu
begründen. Demgegeniiber denunziert die
CDU./CSU fast alle Reformansätze der
sozial-liberalen Regierungskoali,tion
als Anschl.ige auf die Verfassung.

Ob es sich um den Grurrdvertra.g, die
l'ristenliisrrng, clie Geschrindigkeits-
be-qchriinkung, die paritätische Mitbe-
-stimmun.g ocler die hessischen Rahmen-
richtlinien handelt: Stets berufen
sich die einen auf die Verwirklichun.g
der Verfassung und d:ie anderen sehen
die Grunduerte der gleichen Verfassung
in Gefahr. Das rrBekenntnis'r zum Grund-
gesetz bzw. die lleteuerung, auf dessen
lloden zu stehen, gerinnt zur hohlen
Phrase, die .jedermann bei .jecier Gele-
genheit im )tunde führt, vobei natür-
lich dern jereiligen politir,:hen Ge§!ner
die llrnsthaftigkeit der Berrrfung auf
die Verfassun.s bestritten wi-rd.

Angesi-chts dieses Zustandes liegt die
Gefährdung der Verfassung nicht dort,
no ihre eifrigsten rrSchützerrr sie
suchen, sondern sie liegt in der mehr
und mehr um sich greifenden Veruendung
des Grundgesetzes zu Legitimations-
zrecken, der durch die jiingste Recht-
sprectrun.g des Bundesverfassungsgerictrts
und die sie abstiitzenden Iiectrtsrissen-
schaftler Vorschub geleistet wird.

Von Rechtsuissenschaft und juristisch
f undi. ert erTTtägu-iffi e r verf a s sun gs -
bestimrnungen kann allerdings dann
nicht mehr die Rede sein, renn - Yie
es zunehmend geschieht - aus allge-
mein gefassten Bestimmungen des Grund-
gesetzes detaillierte Anrreisungen an
den Gesetzgeber zur Behandlung politi-
scher Dinzelprobleme, etra der Stim-
menverteilung i-n den Organen der Hoch-
schulselbstverraltung, abgeleitet wer-



den. Hier verkomt die Verfaseungs-
I

für die jeBei-1ige historische Situa-
tion konkret zu bestimmen.

Wenn uir die fatale4 Konsequenzen so-
wohl der abstrakten Negation verfas-
sungsrechtlicher Positionen als auch
einer Linken Grundgesetztheologie
wermeiden uo11en, müasen wir das Grund-
gesetz, seine Entstehung, seine Ver-
änderungen und seine Funktion im poli-
tischen System genauer analysieren.

III.
Nach der bedingungslosen Kapitutation
des nationalsozialisti-schen Deutsch-
lands begannen - zunächst sehr zö-
gernd - in aIlen politischen Kreisen
die Diskussionen über die Ursachen
der als Katastroptre empfundenen \iie-
derlage und iiber die Strukturprin-
zipien eines neuen Deutschlands. Diese
Uberlegungen gingen in zwei Rj-chtun-
gen: Auf der einen Seite stand die
Rückbesinnung auf humanistisch-chrj-st-
liche l{erte, auf der anderen Selte
lebten sozialistische Vorstellungen
wieder auf. Beide Formen der Neu-
orientierung .gingen zunächst oft j.n-
einander iiber und Hurden nicht als
Gegensatz empfunden. In dem llaße, uie
di-e Fra.ge des Wiederaufbaus praktisch
uurder entuickelten sie si-ch jedoch
zum Ausdruck ge-eensiitzlicher Interes-
sen.

Di-e politische Funktion des Grundge-
setzes bestand uesentlich darin, ei-
nen rechtlichen Ratrmen fiir die Aus-
einandersetzung der politischen und
sozialen Kräfte festzulegen. Sowohl
dem bürgerlichen Lager aIs auch dem
Lager der Arbeiterorganisationen
sollte das Grundgesetz aIs gemein-
sames Dach fiir die legale Propa-
gj-erung der antagonistischen politi-
sctren Zielsetzun.qen dienen. 41s Basis
hierfiir dienten zwei werfassungsge-
staltende Grundentscheidungerr : i-irrm
einen wurden in beuußter Abkeltr won
der l{errschaftsordnung des Faschis-
mus, Grundrechte, rectrtsstaatliche
Sicherungen und di.e demokratische
Organisation des politischen Willens-
bildungsprozesses im Sinne der J.ibe-
ralen Tradition mit großer Sorgfalt
ausgestaltet. Diese, politische Hand-
Iungsfreiheit verbiirgenden Garantien,
b€grenzten nj-cht nur die dffentli.che
GeHa.I- t , si e uaren wi elmehr darauf .ge-

Grund-cese t ztheol oqi e .

Die Kehrsej-te dieser Grundgesetztheo-
logie ist (ine vor a11em in der Stu-
dentenberegung vertretene Posi-
tion, die sich mit dem Begriff I'Ver-
fassungsnihilismusrr umschreiben 1äßt.
Nach dieser Ansicht ist es verfehlt,
wenn sich die Linke in der politischen
Auseinandersetzung auf die Normen der
Verfassung, insbesondere die (lrund-
rechte beruft. Die grundgesetzliche
Legalität wird als eine hiaffe der
Herrschenden betractrteti die ohnehi-n
auf die verfassungsmäßj-gen Frej-heits-
-eiarantien keine Rücksictrt nähmen. Nach
dieser Ansicht ist es richti-gr statt
Illusionen iiber Verfassungspositionen
nachzuhängen, den Klassenkampf zu or-
gani si eren .

II.
Grundge.setz.theologie einerseits rrnrl Ver-
fassun,gsnihil ismus andererseits erschei-
nen auf clern ersten Rl ick ai.s frrrrrlamenta-
I e (icsensätzo. Reiden gemei.nsanr i st jo-
doch eine errtpolitisierende lt i-rl(rrng.
Die Grundgesetztheologie xirkt ent-
politisierend, weil sie politische
Probleme tendenziell nur noch als
verfassungsrechtlictre begreifen kann.
Der reale Gehalt politischer Ausein-
andersetzungen Fird durch den Riick-
griff auf unterschiedliche Verfassungs-
interpretationen wernebelt. Werden zu
alIen politischen !'ragen deta i.llierte
Antworten aus einer angeblichen Wert-
ordnung des Grundgesetzes abgeleitet,
so steht die Entschej-dungskompetenz
letzt].ich nur noch juristischen l-x-
perten6täben zu rrnd fiir politische
Argumentation und umfassende demo-
kratische Wi.llensbildungsprozesse -
bleibt kein Raum.

Der Entpolitisierunp;seffekt des Ver-
fassungsnihilismus li-egt darin, daß er
fä1schlich die Identität dcs bestehen-
den poli.tischen Systems mit einem
autoritären oder gar faschistischen
System behauptet oder unterstellt, um
damit den Verzicht auf die Watrrnehtnung
konkreter Einflußchancen zu legiti-
mieren. Die simple Sicht. daß im Kapi-
talismus der Staat nichts anderes sei
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richtet, das Gemeinwesen überhaupt zu
konstituieren. Der Staatsapparat sollte
im Gegensatz zum Obrigkeitsstaat des
rdilhelminischen Reiches, der Präsi-
dialdiktatur in der Endptrase der Wei-
marer Republik und der ungeheuren
Zentralisierung der politisctren Macht-
mittel im Drj-tten Reich, keinen rechts-
freien Raum selbständiger Verfügungs-
macht behalten.

Daher verbannte der Parlamentarische
Rat in einem von der SPD, CDU und
FDP gemeinsam §letragenen Beschluß
einc dem Diktaturartikel der Weimarer-
Reichsverfassung ähnliche Regelung
aus dem Grundgesetz.

Zum ZHeiten llat das Grund.qesetz be-

scheiden. Das Grund.qesetz läßt souohl
eine kapita].istisch a1s auch eine
sozialistj.sch organisierte Gese-II-
schaftsordnunc zu.

Wird in Artikel 14 GG das Privateigen-
tum garantiert, so bj-etet Artikel 15
GG die -crundsätzliche Möglichkeitrzu
Pormen wergesellschafteten Eigentums
iiberzu.gehen. Die F'ormeI , die die mit
diesen Artikeln werkniipften gegen-
sätzlichen politischen Ziele in einen
Kompromiß veruan(ie1t, ist dj-e so!!e-
nannte Sozi,alstaatsklausel der Arti-
kel 2O und 28 GG. Die sich gegeniiber-
stehenden politischen Kräfte im Parla-
mentarj.schen Rat uaren sich einig da-
riiber, daß die Entscheidung, ob das
von der CDU,/CSU verfolgte Modell der
kapS-ta1i sti schen Wirtschaf t sordnung
oder das won der SPD seinerzeit wer-
folgte Modell einer sozialistischen
Wirtschaftsordnun.q weruirklicht Ber-
deno11te, durch die praktischG Poli-
tik der aus den Wahlen hervorgegange-
nen Bundesorgane zu treffen sei, nicht
aber drrrch ei-ne verfassun,gsrechtliche
Festschreibung der gesellsctraftlichen
Machtlage.

IV.
Der verfassungsrechtliche und wer-
f assungspoliti sche Entricklungspro-
zeß nach 1949 ist dadurch charakteri-
siert, daß die Rahmenbedingungcu für
die Austragung der gesellschaftlichen
und poli-tischen Konflikte sj-ch nactr
rechts. zu ungunsten der Arbeiterbeve-

gung verschieben. Die Offenheit des
Grundgesetzes in Blick auf die Wirt-
schaftsordnung wird infrage gestelli.
Die Iiberal-rectrtsstaatlichen Garan-
ti-en, welche als Kampfboden der Ar-
bei-terorganisationen dienten, unter-
liegen einem vom bürgerlichen Inte-
resse gesteuerten Auszehrungsprozeß.

Dieser Prozeß resultiert aus der mit
der Gründung der Bundesrepublik
Schritt für Schritt sich durchsetzet-
den Restauration der kapitalisti-
sctren Eigentumsverhältnisse. Damit
werbunden rar die Übernahme der anti-
soziaJ"isti schen Fiihrungsschichten
des Dritten Reiches in der Exekutiwe,
in der Justiz - und in der Rechts-
wissenschaft. Diesen cruppen fiel. in
entscheidenden Fragen die Interpreta-
tionsgewalt über dj-e Verfassung zu.

Die Sicherung der priwatwirtschaft-
lichen Ordnung vollzog sich in der
Weise, daß von den juristischen Re-
präsentanten des Bür.gertums die..ieni--
gen werfassungsrechtlichen Elernente,
die als Voraussetzung fiir di-e soz:i at c,

Emanzipation der Arbeiterklasse die-
nen können, zuriick.qedrängt, ausgehöh1t
und aus.qeschaltet uurden. Ej-ne große
Gruppe von Professoren, unter ihnen
der spätere Präsident des Bundesar-
beitsgerichts, ll.C. Nipperdey, der '

sich aIs Gutachter fiir di-e Arbeit-
geberseite ausgeviesen hatte, ent-
rickelte in der ersten llä1fte der
fünfziger Jahre eine Interpretation
des Grundgesetzes, nach der die 'rSo-
ziale Marktuirtsc.haftrr die einzige
nactr der Verfassung mögliche und zu-
1ässige Wirtschaftsordnung sei. (Die-
se Interpretationr mit der Zielsetzun-
gen der Arbej,terbewegun!! a1s i11egal
abgestempelt Derden können, hat rroch
7972 der Präsident des Bundeswer-
fassungsgerichts, Ernst Benda, ver-
treten. )

Di-esen Versuchen hat das Bundesver-
fassungsgericht noch in einer Ent-
scheidung aus dem Jahre 1954 einen
Riegel vorgesctroben. Es weigerte sich,
die Definition des Grundgesetzes a1s
reines Funktionselement des Kapitalis-
mus zu übernehmen und den Verfassungs-
kompromiß rückgängig zu machen. irlenn
das Bundesverfassungsgericht i-n der
genannten Entscheidung auch noch da-
ran festhielt, daß das Grundgesetz in
der Frage der l{irtschaftsordnung neu-
tral sei, so hat es doch dem restaura-



tiven Druck in der Entscheidung zum
Verbot der KPD sehr xeit nachgegeben.
Es hat, unabhängig von der stalini-
stischen Form, welche die Theorie
der Arbeiterbesegung in der KPD damals
angenomen hatter bestimnte Elemente
sozialistischen Derrkens a1s mit der
Wertordnung des Grundgesetzes unver-
ei,nbar bezeichnet. Damit uar das
Selbstverständis der biirgerlichen
Klasse in lichtigen Fra.gen in Ver-
fassungsrang erhoben uorden.

In der Staatsrechtsletrre zeigte sich
in der Mitte der fünfziger Jahre die
glei.che ?endenz. Von konservativer
Seite rurde die Auffassung vertretent
daß der Sozialisierungsartikel des
Urund.gesetzes drrrch Ni,:htbenutzung
hinfä1li.g .qeworden sei ; die Sozial-
staatsklausel uurde als pure Bekräfti-
gung des bestehenden Systems sozialer
Leistungen ausgegeben. Die andere
Seite ihrer ursprünglichen, i-m Grund-
5gesetzkompromiß enthaltenen Bedeutungt
nämlich verfassungsmäßj- ge Grundlage
fiir eine sozialistische Anderung der
sozial-ökonomi-schen Verhältnis se zu
sein, uurde gekappt.

Auch atrf der Ebene der politischen
Freiheitsrechte erfuhr die Arbeiterbe-
ue.qun.q erhebli-che Begrenzenungen ihrer
verfassungsrecht lichen AktionsmögIich-
keiten. Dies galt vor allem für die
Garantien der lteinungs- und Vereini-
.grrngsf reiheit. Am schärf sten wurde die
kommunistische Opposition betroffen.
)tit dem poli"tischen Strafrecht aus dem
Jahre 1951 uurden die Sperrvorschrif-
ten der Artikel 18 und 21 GG' die di-e
Aufhebung von Grundrechten an die vor-
.qängige Entscheidung des Bundesver-
fassunpEs.gerichts bindenr zum großen
Teil außer Kraft gesetzt. Aber auctr
die mehrheit-tich nicht komunistische
Arbeiterbewegung blieb nicht ver-
schont. Die politischen Demonstra-
tj.onsstrej-ks in Zusammenhang mit der
Auseinandersetzung um das Betriebs-
verfassungsgesetz von 7952 Hurden von
den Landesarbeitsgerichten - mit der
Ausnahme des Landesarbeitsgerictrts
Berlin - illegalisiert. Der Bundesge-
richtshof sing 1955 sogar so ueit,
Strei.ks unter bestimmten Voraussetzun-
Sen als Gewalt im Sinne der lloctrver-
ratstatbestände zu qualifizieren. Und
das ßundesarbeitsgericht schränkte die
Koalitionsfreiheit 1!!B mit der Ent-
scheidung einr daß j-nnergeverkschaft-
liche Willensbj-Idungsprozesse in der

Form der Urabstimung räl.rend des Be-
stehens eines Tarifvertrages bereits
eine Kampfmaßnahme seien und ihre
Durchführung die Gewerkschaften zum
Schadensersatz verpflichte.

Schließlich schob auch das Bundesver-
fassungsgericht bestimten demokra-
tischen Wi ! lensbildungsprozessen des
Volkes in einer Entscheidrrng aus dem
Jahre 1958 einen Riegel vor und unter-
sagte sozialdemokratisch regierten
Bundesländern die Durchführung einer
Volksbefragüng über die atomare Ele-
waffnung der Bundeswehr. Den vorläufj.-
sen Schlußstein der VersuEliäl-?äTF-
fassungskompromiß von 1949 aufzuheben,
bildete die Notstandsgesetzgebung, die
als juristisches I'littel zur herr-
schaftskonformen Bewältigung gesell-
schaftlicher Krisen funcieren sollte-

Zwar haben si"ch die biir.qerlichen Kräf-
te, die 1960 ihren ersten offen autorj--
tären Entwurf fiir ein Notstandswer-
fassungsrecht vorgelegt hatteni nicht
in allen Punkten durchsetzen können
und in der Frage der Dj.enstverpflich-
tung der Arbeitnehmer und des Notver-
ordnungsrechts der Exekutive l'edern
lassen müssen. Trotzdem schwebt die
1968 schließtich in der großen Koali-
tion verabsctriedete Notstandsyer-
fassung aIs Damoklesschrert iiber
Rectrtsstaat und Demokratie. Ihre
Funktion ergibt sictr daraus, daß sie
§iegen den Widerstand der iiberwie.gen-
den Mehrheit der Geuerkschaftsbewe-
gung durchgesetzt wurde.

In dem Prozeß der Entdemokrat:i"sierung
des Verfassungsgefüges spielte das
Bundeswerfassungsgericht in den fiinfzi-
!!er und zu Beginn der sechzi3ger Jahre
eine widersprüchJ.iche RoI1e. So sehr
es bestimmte restaurative Entwicklun-
gen verfassungsrechtlich sanktio-
nierte, so suctrte es doch auch gegen
die CDU-Regierung und ihre gesell-
schaf tlichenTrä ger Freiheits35aranti en
und Machtbalancen zu ertralten. In dem
sogenannten Lüth-Urteil aus dem Jahre
1958 fällte das Bundesverfassungsge-
richt die strukturbildende §rrtschei-
dung, daß die in Artikel 5 GG garan-
tierte Mei-nungsfreiheit ein für die
Demokratie schlechttrin konstituieren-
des Grtrndrecht sei, das durch ein-
fache Gesetze nicht zur Funktionslo-
sigkeit entschärft Herden dürfe. 1961
untersagte das Bundesverfassungsge'
richt der Bundesregierung, ein Staats-
fernsehen zu errichten und die Mei-
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nungsfreitreit so an der Wurzel zu
treffen. Und schließlich schützte das
Bundesverfassungsgericht im gleichen
Jahr die Aktionsfreiheit der Parteien.
Nach der damaligen Entscheidung des
Bundeswerfassungsgerichts darf niemand
die Verfassungswidrigkeit einer Partei
rechtlich geltend machen, solange die-
se Partei nicht wom Bundeswerfassungs-
gericht selbst aIs verfassungswidrig
erklärt und verboten worden .ist. Nach
dieser Entschej-dung darf auch keine
staatliche Behörde die Tätigkeit von
Mitgliedern rrnd won Funktionären einer
nicht für werfassungswj-drig erklärten
Partei zum Anlaß nehmen, ihnen die
Übernahme in den öffentli-chen Dienst
zu werweigern.

Seit dem negierungsantritt der sozial-
liberalen Koalition macht das Bundes-
werfassungsgericht einen Funktions-
flandel durctr. Es fiird zum Instrument
zur Behinderung der außenpolitischen
Neuorientierung gegeniiber Osteuropa,
zur Waffe gegen politische und soziale
Reformen, am Ende zum Träger einer
obri gkeit s staatlichen Verfa ssungsrevi-
sion.

In wesentlichen Passagen der Karls'uher
Entsctreidung zum Grundlagenvertra§5
mit der DDR wird im strikten Gegensatz
zum politischen Ziel der Ostverträge
die Verfassungsdoktrin, die den A1lein-
vertretungsanspruch der Bundesrepublik
be.gründete, bekräftigt. Im Urteil zum
Niedersächsischen Hochschulgesetz von
1973 werden Reformprozesse in der
Uniwersität riicksängig gemacht und die
auto kratische Stellung der Professo-
renschaft wieder herausgestellt. Das
Urteil gegen die l'risteirlösung aus dem
Ja}lre 1975 blockiert eine der älte-
sten Reformforclerungen der organisier-
ten Arbeiterbewegung. Und der BeschJ.uß
zur Frage der sogenannten Radikalen im
öffentlichen Dienst vom Mai 1975 glie-
dert den Staatsapparat im Prinzip aus
den grundrechtlichen Frej-heitsgaran-
tien aus.

Die rechtsstaatlich verfaßte politi-
sctre Demokratie wj-rd jedoch nj-ctrt nur
durch Entscheldungen des Bundesver-
fassungsgerichts bedroht. Auch exe-
kutive und legislatj,ve Maßnahmen wei-
sen in di-e glej-che Richtung. Die Aus-
schaltung der sogenamten Radikalen
aus dem Offentlichen Dienst berirkt,
dies scheint selbst einer liberalen
öffentlichkeit aIlmäh1ich beuußt zu
nerden, daß dem Sctrutz des Staates der
Vorrang gegeniiber der Ilealisierung der
demokratisctren Yerfassungsordnung einge-
räumt wird. Dem gleichen Prinzip fol-
gen - um ntrr zuei zentrale Beispiele
zu nennen - der Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Schaffung eines
neuen Tatbestandes, der die Befür-
Hortung won Genalt unter Strafe stelbn
sol1, und Gesetzentwürfe und Gesetze
der Länder zur Tätigkej-t der Verfas-
sungsschutzämter, die den Verfassungs-
schutz zur unkontrollierbaren Behörde
fiir GesinnungsschniiffeJ.ei machen.

Angesichts der Tendenz, die demokrati-
sche Verfassungsordnung zur bloßen

fassungsfeindlichkeit zu versehen,
steht für die Linke die Verteidj"gung
der politischen Demokratie als wichtig-
ste Kampfauf.qabe auf der Ta.qesordnung.
In diesem Kampf ist es für dj.e demo-
Eratj" sche Link e in S_el__E_gqgesl_9p-C[i3_
wichti.c. ihre Positionen zum Grund.qe-

Ganz im Sinne der Tradj-tj-on der großen
bürgerlichen Verfassungen enthäIt das
Grund.gesetz den Kanon liberaler Frei-
heitsrectrte als Grundrechte des seinen
Nutzen egoistisch werfolgenden Indi-
viduums und al.s politi-sche Recht,e der
ideell frej"en und gleichen Staatsbiir-
ger. Die durctr die bürgerlichen Ver-
fassungen garantierte politische Eman-
zi,pation 1äßt zwar die Ungleichheit
in den materi-el1en Lebensverhältnissen
der Menschen unberütrrt; glej-chvohl ist
di-e politi-sche Emanzipation ein rrgro-
ßer Fortschritt" (Karl lrlarx). Sie
setzt anstelle der feuda-len Privile-
gienordnung das abstrakte und aIJ-ge-
meine Recht. Indem sie Vereinigungs-
freiheit, Meinungsfreiheit und a-ll-qe-
meines Wahlrecht garantj-ert, sichert
sie der Arbeiterbewegun-g einen Iegalen
Aktionsspielraum, den diese zur Durch-

Schutzaooaratur der bestehenden sozia-
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bewe,eung, rrenn auch nur als formale
Mög].ichkeit,in sich aufnimmt, weist es
sctron über die klassischen biirgerli-
chen Verfassun.qen hinaus.

Das auf überuindung der kapitalisti-
schen Produktionsweise gerichtete
Emanzipationspro.qramm der Arbeiterbe-
Eegung steht nj-ctrt im Widerspruch zu
<len werfassungspoli-tischen Errunsien-
schaften der biirgerlichen Rewolution,
die auch i6 Grundgesetz ihren Nieder-
schlag gefunden haben. Vielmehr schafft
der Soziali.smus erst die materielle
I'undierun.q der formalen Freiheits-
rechte und erueitert bzw. reali-si-ert
die biirgerlich-liberalen Postulate in
einer neuen geselLschaftlichen Ord-
nun-q. Da das Grundgesetz aIs histori-
scher Kompromiß auch die bloß politi-
sche Demokratie auf privatkapitalisti-
scher Grundlage einschließt, kann nran
ihm freilich nicht - uie DKP-nahe Ju-
risten es tun - eine Art Verfassungs-
auftra.g zur Einfiihrun.q des Sozialis-
mus entnehmen.

Dem Sozial"ismrrs geht es darum, die im
Grunds(esetz !!arantierte und durch kapi-
talistische Formierung stets bedrohte
politische Demokratie durch die Verge-
sellschaftung des Eigentums an den
Produkti-onsmitteln und die damit wo11
ermöglichte Demokratisierung der ge-
sellschaftlichen Teilbereiche, insbe-
sondere der Wj-rtschaft, dauerhaft zu
sichern und von einer formalen zu
einer materialen von jedem Einzelnen
konkr.i: erfahrbaren Demokratie zu ent-
ricke1n. Sozialistisches Erbe an bür-
.gerlichen Freiheitsrechten bildet sich
in der Verteidigung der Emanzipations-
stufe der politischen Demokratie und
in der Durchsetzung won gesellschaft-
Lichen Selbstregierungsfornien im So-
zialismus.

Die worstehend skizzierte Position
kann si-ch auf eine gute Tradition in
der Arbeiterberegung stiitzen. Marx
und Engels haben stets die politischen
Errungenschaften des Liberalismus als
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großen Fortschritt gegenüber den feu-
da]-en HerrschaftsverttäItnissen be-
grüßt, wenn sj-e auctr die Beschränkt-
heit der politischen Emanzipation, die
die soziale Ungleichheit unberührt
1äßt, deutlich herausgearbeitet haben.
Die demokratische Republik sahen sie
aLs das Kampffeld an, auf dern der
Klassenkampf auszutragern sei, die po-
litische Demokratie aIs Yoraussetzun.g
und Mittel fiir die Erringung der so-
zialen Emanzipation. Sie uandten sich
innerhalb der Arbeiterbevegung stets
gegen anarchistische Tendenzen, die
den Kampf um dj-e Verfassungspositionen
dcr liberalen Demokratie fiir irrele-
vant erklärten, vie auch gegen die Ge-
fahr, den jurjstischen fIIrrsionen des
Liberalismus aufzusitzen und mi t der
bIoßen politischen Emanzipation schon
die soziale Emanzipation a1s erreicht
anzusehen. Von dieser Posi-tion trer
Har es nur konsequent r uenn lvlarx und
Engels im Gegensatz zu LassaIle, der
im Bündnis mit Bismarck und dem preu-
ßischen Obrigkeitsstaat die Forderun-
gen des Ailgemeinen Deutschen Arbeiter-
vereins durchsetzen uollte, das lJiind-
nis mit den Iibera1en Demokraten such-
ten, eben ueil sie in der politischen
Demokratie die Voraussetzung fiir die
soziale Emanzipation erblickten.

Der späte Marx ging wie auch Lngels
davon aus, claß .j r,denfa tts in den fort.-
geschri tt enen biirgerl j-ch-demokrati-
schen Staaten wie Amerika und Englancl
die soziale Revolution mit friedli-
ctren und gesetzJ-ichen Uitteln durchSe-
führt nerden könne, wobei sie freilich
die Gefahr eines .geualtsamen kider-
standes der llourgeoisie nicht au-s-
schlossen.

Wichtig ist, daß Marx und En.geLs die
politisctre Demokratie nicht fiir ein
bloßes Instrument des emanzipatori-
schetr Kampfes hielten, sondern wiel-
mehr zu den Errungenschaften des Li-
beralismus auch insofern ein positi-
ves Verträ.ltnis hatten, als sie mit
ihnen eine Stufe der Emanzipation er-
reicht sahen, auf die der Sozialis-
tnus aufbaut: Die unter kapitalisti-
schen Bedingungen nur beschränkt uirk-
samen liberalen Freiheitsrechte er-
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halten i-m Verständnis von Marx und
Engels durch den Sozialismus erst j.hr
rea1es Fundament. Di-e Demokratie sol1
im Sozialismus also nicht beiseite ee-
schoben. sondern voll veruirklicht ter-

auf die

vr.
Weil die rechtsstaatlich verfaßte po-
litische Demokratie, uie sj-e das
Grundgesetz garantiert, der Arbeiter-
bewegung 1 egale Aktionsmöglj-chkeiten
zur Verändertrng der Gesellschaft in
tlie Hanrl gibt, ist sie stets Tendelr-
,:en ausgcsetzt, diese Aktionsmö.gIich-
lce:iten einzuengen oder gar zu ver-
nichten. Die Verfassunlisentuicklung in
der Blrndesrepublik ist dafür ein an-
schauliches tseispi-e1.

Di"e bereits bezeichneten zahlreichen
Ver;incterungen des (irundgesetzes lr tben
zuar die Struktur dieser Verfass'.rrg
durch die Einschränkuns rechtsstaat-
licher Garantien und den Machtzurachs
dor txekuti-ve erheblich verändertr aber
gerarle die vielen (irundgesetzänderun-
gen zei.gen, in uelchem IIaße drese Ver-
fassun.q un.getremmter I'lachtausiibun.g
Schranken gesetzt hat, und sie mit
i-hren recht-sstaa t1 j"chen Legalität s-
zuän.qen noch immer setzen kam. Das
haben am besteu jcne konserl'ativen
Kritiker des Grundgesetzes begriffent
denen die bisherigen Yerfassungsände-
rungen nicht ueit genug gehen. Sie be-
kla.qen vei.terhin die Ubersteigerung
der rechtsstaatlichen Sicherun.qen durch
veLche rrder Staat sozusagen ständig in
den Status der Illegitimitätrr veruie-
sen uerde (hlerner Weber), oder quali-
fizieren das Grundgesetz als rrEnt-
mächtigungsgesetzrr (W. Martini). cDU/
CSU- Bundestag sabgeordnete und kon-
serwative Staatsrectrtler diskutieren
iiber eine ItTotalrevisionrr des Grund-
gesetzes, die eindeutig auf eine Trans-
formation der (noch) auf den Prinzi-
pien der Rechtsstaatlichkeit und Mactrt-
verteilung aufbauenden Verfassungs-
struktur in die eines autoritären
Staates l.inauslaufen würde. Aus dem
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der best e}.etd"t wirls3lgjjjgIlgg_§g

si eren.

VII.

In der aktuellen silg"lig3_s4§r.1__ _

Tendenzen zur Einscll3d3ug_Igguls:__

scher Aktionsspielräume sowie der
plumpen Verfälschrrng der Verfassuns
zum Garanten des gesellschaftlichen
Status Quo entge.qenzutreten.

Das Postulat des Kampfes gegen die Din-
sctrr'änkung rechtsstaatlicher Garantien
ist oft dem Einvand aus€iesetzt, eine
an rechtsstaatlichen Prlnzipien orien-
tierte Argumentation sei deshalb illu-
sorisch, weil die Entui-cklung des Ka-
pitalismus mit gi-ner fortschreitenden
Auflösung. des kla ssi sch-rectrt sstaatli-
chen Gesetzes verbunden sei-. Die so1-
che Gesetze kennzeichnende tatbestand-
liche Bestimmtheit, di-e also die Vor-
aussetzun.q für staatliche llingriffe in
Freiheitsrechte abschl.ießend und prä-
zise definiert, werde zunehmend durch
vage Generalklauseln und globale Er-
mäctrtigungen an die Exekutj.we abgelöst.
Angesichts dieser Realität sei die Be-
rufung auf rechtsstaatliche Argumen-
tationen hilf1os.

Dj-e zunehmende Auflösün.g des klassisch
rechtsstaatlichen Gesetzes ist zuei-
fellos ein richtj-,9 beobachtetes Phäno-
men. Die daraus abgeleiteten rechts-
politischen Fo1 gerungen a]-lerdings
sind woreil"ig. Es ist nämlich zu
unterscheiden zwi schen verschiedenen
Bereichen staatlichem Ilandelns.

fm llereich der immer mehr notwendig
werdenden sozialstaatlichen und
ökonomischen Interwentionen <ies
Staates wird dj.e .\I].gemeinheit des
Gesetzes tendenzlell durch konkrete
und zseckbezogene staatli-che



Irlaßnahmen ersetzt i die Gesetze be-
echränken sich hier auf die Angabe von
grob umrissenen Globalzielen und die
Normierung von Verfatrren, die die ZieI-
erreichung sicherste1len sollen. Es
wäre in der Tat hilflos, sich dieser
Entwicklung unter Berufung auf dj-e
Tatbestandsbestimmttreit des klassisch-
rechtsstaatlichen Gesetzes entgegen-
stellen zu wo11en. Dies tun in der ju-
ristischen Diskussion nur diejenigen,
die an neo-liberalen und konservati-ven
Positionen festhalten. Es kommt viel-
nrelrr darauf an, di-e Entscheidungen der
zuständi gen staatlichen lliirokrati en
inhaltlj,ch zu beeinflussen, und bei
E;-Ius.qe.sta1 tung von verfahrensre ge-
lungen Partizipationsrechte der Be-
troffenen durchzusetzen. Darin liegt
eine dem gesellschaftlichen Entwick-
lun-esstand angemessene ltlöglichkeit t den
Sinn des rechtsstaatlichen Postulats
<ler Tatbestandsbestimmtheit, nämlich
Vorhersehbarkeit und Begrenzung staat-
Iicher Eingriffsbefu.gnisse, in verän-
(lerter !'orm zu realisieren.

Anders muß man dies fiir den Bereich
staatlichen Handelns beurteilenr der
die staatsbiirgerlichen trnd politischen
!'rei-lreitsrechte betrifft (2. B. Straf-
rccht, Strafprozeßrecht, Vcrsamlungs-
recht). Dem offiziell formulierten An-
sprtrch nactr lst dieses bej- uns an
rechtsstaatlichen Prinzipien orien-
tiert, die trotz aller Abueichungen im
Grundsatz noch die herrsctrende Praxis
bestimmen. Die Geschichte der bürger-
Iichen Gesellschaft zeigt, daß Art und
Arrsmaß des Abgehens von rechtsstaat-
lichen Prinzipien (z.ll. Ausnahmege -
setze .qegen Sozialisten) von den kon-
kreten politischen Xräfteverhäl.tnj.ssen
abhän.qen, und daß eine starke Arbei-
terbeuegung der Aushöhlung rechts-
staatlicher Gara,rt i ('n erf ol grej-ch lJi-
clerstand entge-qerlsetzen kam. Rechts-
staatliche Argumentationen gegen die
Ej-nsctrränkung won staatsbiirgerli-chen
und politischen Freiheitsrechten sand
daher atrch auf dem gegenuärtigen Stand
geseIl schaf tlicher Entwicklun.g not-
uendig und durchaus chancenreich.

Auch wenn die Arbeiterbewegung in der
Bundesrepublik die vünschensuerte
Stärke derzeit noch nicht errei-cht
hat, so .gibt es doch eine ganze Reihe
von Ansätzen der Kritik und des Auf-
begehrens gegen den Abbau demokratisch-
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rechtsstaatlicher Garantien - etwa in
unserer Partei und vor allem in den Ge-
uerkschaften, aber auch im liberalen
bzw. links-liberalen Spektrum, den Kir-
ctren usw. Es komrnt für dj.e Jungsozia-
listen gerade darauf an, in und außer-
halb der Partei fiir den Kampf um die
demokratisch-recht sstaatlichen Garan-
tien des Crund.gesetzes eine breite
Basis zu mobiLisieren und so auf das
Vertralten sozialdemokratisch geführ-
ter Exekutiv- und Gesetzgebun.gsorgarre
relevanten Einfluß auszuiiben.

vrrr -

Die im Grundgesetz Siarantierten demo-
kratischen Freitrei-ten sind nicht nur
durch Maßnahmen. des Staates bedroht,
sondern auch außerhalb der Sp}.äre
staatlich-hoheitl"i-chen Ilandelns lcönnen
sozj-ale }lachtpositionen zu erhet>lichen
Beschränkungen dieser l'reiheiten fiih-
ren. Das gi-1t wor al.Iem fi-ir die §itu-
ation der Lohnabhängi.gen. Es ist gera-
dezu alItägl,i"che Praxls, daß Arbei-
ter, Angcstellte, Lehrlinge ozN. dercn
Interessenvertriter (tJetriebsräte, Ju-
gendvertreter, Vertrauensleute) wegen
ihres En6qagements, vor a11em wegen
kritischer lleinungsäußerun.c, won der
Unternehmerseite gemaßregelt- werdenr
häufig durch Kündigun-c. Zuar ist heute
anerkannt, daß die Grundrechte nicht
nur im Verhältnj.s Bürger-Staat sondern
auch in privatrechtli-ctren Bazielrun,ecn,
rie dem Arbeitsverhiiltnis, gelten, jc-
docl hat das F,rrrdesarbeitsgericht rlie
These auf gestelIt, <iie I'lcinungs-
äußerungsfreiheit des Arbeitnehmer.s
sei durclr dessen Verpf-lichtung, die
fnteressen des Arbej-tgebers nicht zu
verletzen, beschränkt. Es hat so di-e
Kündigung ej-nes Bankangestellten, der
im Wahlkampf dj-e Politik der Llanken
kritisiert hatte, gerechtfertigt. l)a-
mit steht nicht nur die lleinungsfrei.-
heit im Betrieb praktisch bloß noch
auf dem Papier, sondern auch die po-
litische Aktivität außerhalb des lle-
triebes kann im Unternehmerinteresse
sanktioniert werden. Wenn es auch eine
ganze Reihe Entscheidun-qen von Arbeits-
gerichten der ersten Instanz mit .gegen-
täufiger Tendenz gibt (und diese sind
als Anknüpfungspunkt fiir alternative
Argumentationen sehr uichtig) r so ist



doch die Auffassung des Bundesarbeits-
gerichts eher repräsentativ für die
herrschende Praxis.

Ein gewisser gesetzlicher Schutz gegen'
Maßregelungen durch di,e Unternehmer
besteht für Betriebsräte und Jugendver-
treter. Allerdj-nlis Iassen auch diese
Schutzbestimmungen den Unternehmern ge-
niigend Schlupflöcherr um unbequeme In-
teressenvertreter Ioszuwerden. und die
llechtssprechung ist nicht .gerade da-
rauf angelegt, diese Schlupflöcher zu
schlj-eßen. Angesichts dessen ist es
eine vorrangige Aufgabe der Geuerk-
schaften' in Tarifverträgen uirkl-ich
effektive Schutzbestimmun.qen durctrzu-
sctzen, die die poli-tische Aktions-
freiheit ihrer aktiwen Mitglieder ge-
Nährleisten. Iis gibt in den Geuerk-
schaften bereits uichtige Ansätze hier-
zu. Fiir die .geverkschaf tlich organi-
sierten Jlrngsozialisten kommt es da-
rauf an, diese Ansätze zu unterstiitzen
unr! ueiterzutreiben.

IX.

Unser Kampf um demokratisch-rechts-
staatli che verfa ssungspositionen be-
darf neben der politischen Begriindung
einer sor.gfälti.gen juristi$=hen Ab-
sicherung, die uns in (Lie Lage wer-
setztr das Unterlaufen rechtsstaat-
Iiclrcr' al.i,-antien dttrch Atrsle.cun!is-
tricks otler durch'rall.qemeine Pri-n-
zipien'rwie "Gemeinuotrlrr, rrlnteresse
des Staatesrt utu. fundiert zuriickzu-
ueisen. In dj-esem Zusammenhang ist es
auch sehr wj-chtig' sich mit den von
den Eefiirwortern derzeit praktizj-erter
staatlicher'rDxtremj-stenbekämpfungrr 1au-
fend vorgebrachten historischen Rectrtfer-
tigungen auseinanderzusetzen und deren
Enistättung der uirklichen Zusammenhänge
öffentl"ich bloßzutegen. Wenn etua betrauptet
uir<!, die hleimarer Republik sei daran
zu.grunde gegangenr daß sie nicht, xie
es die rtstreitbare Demokratiel des
Grundgesetzes aus historischer Er-
fahrung I'erlange.. ihre Feinde bekämpft'
vj.elmehr diese trabe .qeuähren Iassent
so ist demgegeniiber auf folgendes hin-
zuuei sen:

Die Weimarer Demokratie Har sehr wotrl
Itstreitbar'r. Die auch damals vorhande-
nen Instrumente des Staatsschutzes
xurden allerdings ei-nseitig gegen die
Linke angeuandt, während man national-

20

sozia].istiache Bestrebungen duldete.
Dj.e Weirnarer Republik flurde nicht
durclt sogenannte Radikale vom Rande
her ausgetröhlt, sondern ihre gefähr-
Iichsten Feinde saßen mitten im poli--
tischen, ökonomisctren und wissen-
schaftlichen Establishment. Zu dcn
damaligen Befürwortern des starken
Staates und späteren Apologeten des
NS-Systems gehörten auch Juristen, die
heute wieder den starken Staat predi-
gen und der Aushöhlung rechtsstaat-
Iicher Garantien ihren verfassungs-
rechtlichen Segen erteilen.

Der Kampf um rechtsstaatlictr-demo-
kratisctre Verfassun,gspositionen for-
dert auch die Auseinandersetzun.g mit
Theorie und Praxis derjenigen, sich
selbst zur Linken zätrlenden politi-
schen Gruppierungen und Rictrtungen,
die zvar real nictrt die Gefahr dar-
steIIen, die unsere rrStaatsschiitzerl
in ihnen sehen, die aber dle objekti-
ve Funktion haben, der Entwiclilung
zum autoritären Stirat die Zustimmung
der b:reiten Irlassen zu sichern. ob es
sictr um blinde Gewaltanbettrng, die
Verherrlichung des Stalinismus oder
die unkrj-tische IIaltung gegeniiber dem
angeblich realen Sozialismus handelt:
I{ir müssen stets deutlich machen, daß
ui-r mit solchen Posi-tionen nichts ge-
mein haben. Gleichwohl miissen wir uns
- und das ist kein l{iderspruch - da-
für einsetzen, daß rechtsstaatliche
Garantien auch und gerade gegetliiber
denen stri,kt eingehalten werdenr die
meinenr in der Bundesrepublik von
einer faschistischerr Diktatur verfol,gt
zu sein. Die Jungsozialisten müssen
sich in eine politische Auseinander-
setzung mit den skizzierten Gruppie-
rungan bcgeben, aber entschiedenen
I,Iiderstand gegeniiber Versrrchen lei-
sten, die Mitglieder dieser Gruppie-
rungen nicht nur politisch zu be-
kämpfen, sondcrn a,rch ihre materielle
Basis zu vernichten, indenr sie etua nit
Berufswerboten belegt werden.
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Von g5roßer Bedeutung für unseren Kampf
um Verfassun§spositionen ist es, mi't

fundierter Argumentatj-on den Versuchen
entgegenzutreten, aus der Verfassung
eine Garantie des gesellschaftlj-chen
Status Quo in a11en tsereichen abzu-
leiten. Dem.gegeniiber miissen wir deut-
lich machen, daß das Grundgesetz ein
historischer Kompromiß ist, der eine
Vietzahl won politischen Gestaltungs-
tnö,glichke.,iten off en 1äßt, ei-nschließ-
lich des Ubergangs zu einer soziali-
stischen Wirtsctraftsordnung - eine
Posi-tion, die bei der l'ormulierung
dcs (irrrndgebetzes gerade von unserer
Partei drlrchgesetzt wurde. Das Grund-
.ges"tz ist als ein institutläEIfäF-
Rahmen zrr vorstehen, innerhalb dessen

Iitische Arrsei-nandersetzun.qen aus e-
tragen 1{erden, Es ist nicht bloßes
Organisationsstatutr sondern ent-
zielrc .ser''isse Prinzipien, wie etwa
llechtsstaatlichkeit und politische
Demokratie, <)er Einschränkun.g durch
den Gesetzgeber. Verfassungswidriel
sirld alle []estrebungen, dj-e prinzi-
p ielle Of f enhei.t des C.r-undgesetzes fiir
alternative politische Gestaltungs-
mij.qlichkeiten drrrch lnterpretation und
llachtausiitrunq zuriickzuschrauben und
eine Seite cles historischen Verfas-
s rrn g sk omp r omi s s e s r lq,!!L!.Lqlll!!Lq bi i r ger -

ilässi.qen zu erklären und die soziali-
s.j_rsche ins i11eSa1
gen. In gleicher Welse muß die jün.g-
ste ltechtsprechuns des Bundeswer-
fassun.csgericirts kritisiert uerden, die
rrnter Uberschreitrrng der Kompetenzen
des (ierichts aus einzelnen Verfassun€is-
be stlrnmrrn,(en detäi1 li ert e Anwei sun.gen
an den r.om VoI lr -qeväh1ten Gesetzgeber
ableitet.

x.
Der r.on tler bereits skizzierten ver-
fassungsnihilisti-schen Position nahe-
gelegte Verz.icht auf den Kampf um Ver-
fassungspositionen uäre nur in einem
autoritären oder gar faschistischen
System gerectrtfertigt, in uelchem
recht sstaatli che Verfa ssungsnormen
entueder nicht existieren oder von den
Herrschenden beliebig manipuliert wer-
den können. Der bundesrepublikanische
Staat ist .jedoch, trotz der nicht zu
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iibersehenden autoritären iendenzen,
kein a1lmächtiger Gewalthaber, dessen
Terror seine Untertanen ohne jede
Chance legaler Gegenrvetrr ausgeliefert.
vären. Die Lj.nke in der Bundesrepublik
Itat, trotz der staatlichen Disziplinie-
rungsversuche dj-e Möglichkeitr sich zu
organisieren und zu artikulieren. Die
von der Li.nken ini-tiierten und unter-
stützten Kampagnen sind dabei ebenso
ein Indiz, wie die breite Skala linker
Literatur. Es gibt noctr relevante
St.iitzpunl<te liberaler öffentlichkeit.
In einer ganzen Rei-he won Entscheidun-
gen hat die llechtsprechung vor al1em
der unteren Instanzen Disziplinie-
rungsmaßnahmen mit rechts staatli cher
Argumentation aufgehoben. Die uider-
sprüchlichen Tendenzen de-s politi-
sctren Systems lassen sich nicht mit
einfachen Formeln fassen. Wem auch
di"e autoritäre Tendenz mächtig ist,
wäre es falsch, den Kampf rrm Ver-
fassungsposi-tionen aufzugeben. Dieser
Kampf ist nicht einfach illusionär.
Seine grundsätz1iche, einer entpoliti-
si-erenden 111ega1itätsromantik ent-
springende Abl"elinung, überläßt dem Gegner
ein Stück des juristischen und damit
des politischen Feldes.

Der Kampf um Verfassun.qspositionen darf
allerdJ-ngs auch nictrt in den l'ehler
verfa].len, die Berufung auf die Ver-
fassung und ihre alternative lnter-
pretation derart zu werabselutieren,
als ließen sich durch b1oßes ZLt.teren
des GrundsEesetzes gesellschaftliche
Entwick,Iungen vorantreiben oder auf-
halten, a1s uäre der Verfassungsin-
terpret a1s solcher ein potentielles
Subjekt des historischen Prozesses,

Die jedes beliebige politische Ziel
mit der Verfassung legitimierende
Grundgesstztheologie reduzi-ert die
polj.tische Auseinandersetzung auf den
Kampf um die bessere Verfassungsaus-
Iegung. WeiI sie letzt].ich das llecht
für dj-e Basis der gesellschaftlichen
Verhäiltnisse selbst nimmt, sieht sie
soziale veränderun.gen nur a1s Verän-
derungen de§ llechts bzu. seiner jo-
weils trerrschenden Interpretation. Da-
bei vi-rd verkannt, daß das Grund.gesetz,
uie a1le Gesetze, Ausdruck spezifi-
scher gesellschaftlicher VerhäItnisse
ist und erst in den Auseinandersetzun-
gen unt ersctri ed.licher politisch- so-
zialer Kräfte seine konkrete Gestalt
erlangt hat. So11 linke Verfassun-qs-
politik nicht zur Grundgesetztheolo-
oic vprkommpn- mr!ß sic sich dcssen



stets vergeuissern und verfassungspo-
litische Forderun.qen in den kronketen
Zusammenhanc der sozio-ökonomi schen
EntHicklung und der politischen Kräfte-
verhältnisse einordnen. So ist es et-
@rung nach einem
neuen Bodenrecht einfach aus dem So-
zialstaatspostulat und der Sozial.bin-
dung des Disqentums herzuleiten, ohne
die Widerspriiche kapitalistischer
I3odenpoli tik, das clarau-s hervor-qehende
Veränderungspotential und di-e mit der
herrschenden sozio-ökonomischen Struk-
tur gesetzten Grenzen für eine Boden-
rechtsreform zu analysierenr um vor
diesern Hintergrund die konkreten Durch-
setzungschancen von Rechtsforderungen
bz§. alternativen Verfassungsinterpre-
tationen zrr bestimmen. AlIerdirlgs sind
rlle von konserwativer Seite unter-
nommenen Versuctre zuriickzuweisenr be-
stimmte bodenpolitische Forderun§aent
wie etua die nach Kommrrnalisierung von
Cruncl unci lloden, als verfassungswidrig
uncl (leren Vertreter aIs Verfassun§!s-
feincle zu qualifizieren. Und hi-erbei
hat die llerufung auf Artil(el 1! GGr die
Sozialblnrlun.c des Eigentums und das
Sr>zia1 staatspostulat durchatrs ihren
)-egitimen Stellenrver t.

Kamp f rrm V erf a s sun ggpaigigag-!g![!-
trote fllr uns vor @
A.f*'"htüiialtune der rechtsstaatlich-

zu
ElIc !'ei-I'assung stchen, die aIs-.lle-
*lLat der antikapitatisLisctren Strö-
llllruen nach 1945 di e Möglichkeit des
r"ealen L-bersangs zu sozialistischen
Prodrrkt i ousverhäI tni ssen ausdrricklrch
E"ffirtiert. Allerdings darf nicbt schon
äil-dem Vorhandensein bestimmter Yer-
freringsnormen und ilrror .Iltgrpreta-
ti-on auf die reale )löglichkeit zur
Durch s et zuns de r enl_!lllsglge}--gg!::-
tischen lielsetzunq qeschl ossen r{er-
rlen. Derur Erfolge im Kampf- um Ver-
r' ila. un s s n o s i t i on en s !Ig_g_!Igg§.j:g_:f9g_
cter ieueili(en sozio-ökonomischen
Slt'ratfm iind den politischen Kräfte-
konstellati"onen'
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